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Amtlicher Teil.
Verbilligung der Nuslandslebensmlttel

, ** Die von der Reichsregierung aufgestellten Grundsätze
pber die Verbilligung der Auslandslebensmittel sind den
Freistaaten nunmehr ? uaeoangen . Danach ist das Reich be¬
reit , ein Drittel ver durch die Verbilligung entstehenden Aus¬
fälle auf sich zu behalten , sofern auch die Freistaaten und die
Aommunalverbände je ein Drittel übernehmen . Der badische
-Staat hat sich bereit erklärt , das auf ihn entfallende Drittel
zu tragen ; die Kommunalverbände sind von der Regierung
Au einer entsprechenden Erklärung aufgefordert worden. Die
Verbilligung soll bei der Abgabe an die Verbraucher schon
Korn 7. Juli ab in Kraft treten , und zwar auch für die¬
jenigen Waren , die den Kommunalverbänden bereits vor In¬
krafttreten der Verbilligung geliefert wurden .

Die Versorgung der Lungenheilstätten
' mit Lebensmitteln .

k » * Unter der Überschrift „Wo bleibt der amerikanische Speck
für die Lungenheilstätten ? " werden im „Volksfreund " Nr . toll
Pom 2. d . M . lebhafte Klagen aus der Heilstätte Nord¬
isch vorgebracht : Die Sonderzulagen für Lungenkranke an
jmnerikanischem Speck und Fett seien bis heute ausgeblieben ,
Beschwerden Hierwegen seien nicht beantwortet und der für
Kordrach bestimmte Speck sei in Offenbuvg verbraucht worden.
Schließlich wird Noch angeregt , man solle die Versorgung der
Lungenheilstätten von den Kommunalverbänden loslösen und
Unmittelbar durch die Zentralstellen vornehmen.

Demgegenüber mutz darauf chingewiesen werden, datz eine
gleichmäßige Belieferung des ganzen Landes mit
amerikanischem Speck und Fett bisher nicht möglich war ,
da die Zufuhren nur unregelmäßig und nie in für daS ganze

. Land ausreichenden Mengen erfolgten . Auf Anordnung der
Meichsregiergun mußten mit diesen für allgemeine gleichmäßige
Belieferung ungenügender Speckmengen zunächst die großen
Städte und die industriereichen Kommunalverbände versorgt
werden . Eine Sonderversorgung der Lungen¬
heilstätten mit amerikanischem Speck ließ sich
wegen der in Frage kommenden verhältnismäßig kleinen Men¬
gen nicht durchführen. Das Ministerium des Innern hat des¬
halb bereits unterm 29 . April (vgl. Karlsr . Ztg . v. 6. 5. 19) ange-
iordnet, daß dieZulagen an ausländischem Fleisch und Speck
für die Lungenheilstätten zunächst aus de » heimischen
Fleisch , und Fettbeständen entnommen weiden , bis
sich eine Belieferung mit Auslandsfleisch und -Speck ermög¬
lichen läßt . Wenn trotzdem die Zulagen nicht gegeben worden
sein sollten, so kann dies nur auf die bekannten Schwierig¬
keiten in der Aufbringung deserforderlichen
Schlachtviehs zurückgeführt werden . In diesem Sinne ist
dem Patientenrat der Heilstätte Nordrach auch vom Ministe¬
rium des Innern am 10. Juni geantwortet worden : es ist also
Unrichtig, daß, wie es in dem Artikel des „Volksfreund " heißt,Line Antwort auf die Beschwerden nicht erfolgt sei. Die dem¬
nächst eintreffenden Sendungen amerikanischen Specks wer¬
den eine Belieferung aller Kommunalverbände ermöglichen,
sodaß auch den Lungenheilstätten die für die Lungenkranken
Vorgesehenen Zulagen zugewiesen werden können. Die Das-
sache, daß in der Stadt Offenburg amerikanischer Speck ver .
gehrt wurde , erklärt sich daraus , daß die Stadt Offenburg einen
besonderen Kommunalverband bildet , der mit Rücksicht auf die
zahlreiche Arbeiterschaft mit amerikanischem Speck bereits be .
Pacht wurde . Der KommAialverband Offenburg -Land , zu demdie Anstalt Nordrach gehört, wird erst jetzt mit Speck beliefertwerden . Es konnte deshalb der in Offenburg verteilte SpeckSucht solcher sein , der der Anstalt Nordrach unredlicher Weiseentzogen wurde.

Eine Sonderbelieferung der Lungenheilstätten ausschließlichdurch die Zentralbehörden läßt sich wegen der verhältnismäßig« einen Mengen nicht ermöglichen. Um jedoch die Versorgungder Lungenkranken zu sichern , werden die für die Lungenheil ,ftchten Lestrmmten Anteile der an die KommunalverbändeSehenden Sendungen dem Kommunalverband u nd der Leitungder Lungenheilstätte besonders mitgeteilt werden , sodaß
^ Benachteiligung der Anstalten ausgeschlossen ist. Me

nachten , ob die ihr zustehenden Le-
^ ^ Etel tMachlich an sie gelangen . Für die Insassen dertEde

." erhöhte Kopfmengen zugewiesen, auch
aemacbt unerhebliche Sonderzuweisungen
mê äcke ? uchfür die Nordrach-Kolonie sind Ende Juni
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Av̂ l ^ »71 Verfassung des Deutschen
und BWen A ^ blreb ,n Bayern , Württemberg
« an dVs a es - Besteuerung des inländischen Bieres der

FLsetzgebung Vorbehalten ; nach Artikel 78durfte dieses Brersteuersonderrecht der drei süddeutschen Staa -mit deren Zustimmung geändert werden. Nach Ein -trrtt - er politischen Umwälzung wurden sofort Stimmenkaut, dre letzt, wo alle Vorrechte der Fürsten und sonMer

bevorrechteter Stände beseitigt seien, auch die Beseitigung der
Sonderrechte der Einzelstaaten verlangten . Gleichzeitig erhob
sich die Frage , ob die Vorschrift in Artikel 78 der bisherigen
Neichsverfassung noch weiter Geltung Habe, oder ob es jetzt
nicht möglich sei, das Sonderrecht der süddeutschen Staaten
zu beseitigen, ohne an ihre Zustimmung gebunden zu sein.
Bei der bekannten unitarischen Stimmung , wie sie
die Nationalversammlung und zum Teil auch den Staaten -
ausschuß beherrscht, war diese Frage bald in bejahendemSinne entschieden . Das im Gegensätze zu dieser Bewegung
sich geltend machende Stieben der sWdrutschen Staaten , die
Aufrechterhaltung ihres Sonderrechts durch Aufnahme einer
entsprechenden Bestimmung in den Entwurf der neuen
Reichsverfassung zu sichern , hatte zwar anfänglich im Staaten¬
ausschuß einen gewissen Erfolg zu verzeichnen, es fand dann
aber in der Nationalversammlung keine Be¬
rücksichtigung mehr . Baden mutzte ixcher wie Bayernund Württemberg von vornherein damit rechnen, daß sein
Sonderrecht früher oder später zu Falle kommen werde ; es
konnte sich somit für die drei Staaten letzten Endes nur noch
darum handeln , das Sonderrecht abzulösen und sich
dabei eine möglichst günstige Entschädigung für sein
Ausgeber: zu sichern . In Betracht kam hierbei eine ein¬
malige Kapitalentschadigung, oder, was für dre LandeSkajse
auf die Dauer vorteilhafter ist, die Zahlung einer ständigenRente und in diesem zweiten Falle die gchörige Sicherstel¬
lung dieser Rente gegen etwaige künftige Bestrebungen , auchdie Zahlung der Rente im Wege der Reichsgesetzgebung zu
beseitigen.

Württemberg war der erste der drei süddeutschenStaaten , der sein Sonderrecht aufgegeben hat . Mit dem Reichs¬
gesetz vom 27 . März 19 ist es der Biersteuergemeinschast
gegen Zahlung einer jährlichen an den Höchstbetrag von 15
Millionen Mark gebundenen Rente beigetreten . Auf eine
Festlegung der Sicherung der Rente durch einen besonderen
Staatsvertrag , wie es an sich den württembergischen Wün¬
schen entsprochen hätte , hat sich die Reichsleitung nicht ein¬
gelassen.

Baden sah sich durch den Vorgang Württembergs ge¬
nötigt, ebenfalls in Verhandlungen mit dem Reiche
einzutreten . Die Verhandlungen wurden aber wieder abge¬
brochen , da eine Einigung über die Berechnungsgrundlagender Baden zu gewährenden Rente nicht zu exzielen war und
insbesondere die Höhe dieser Rente der Bedeutung des badi¬
schen Braugewerbes - und seines Steueraufkommens nicht zuentsprechen schien. Auch war damals noch die Hoffnung vor¬
handen , daß eS Möglich sein werde, das Sonderrecht fiir Ba¬den zu retten , da gerade in jener Zeit eine die Aufrecht¬erhaltung des Sonderrechts vorsehende Bestimmung Aufnahmein den Entwurf der Reichsverfassung gefunden hatte . Schließ¬lich sagte maw sich auch, daß Bayern sein Sonderrecht eben-
falls noch nicht abgelöst habe, und daß es sich empfehle, unterallen Umständen gemeinsam mit Bayern in der Sache vor¬
zugehen.

Die Hoffnung , daß das Sonderrecht vielleicht doch noch zuhalten sei, erwies sich indessen bald als trügerisch. Die Be¬
stimmung des Verfass ungS.entwurfes , tue zu dieser Hoffnungberechtigt hatte , wurde durch den Verfassungsausfchuß der
Nationalversammlung wieder gestrichen und es war so,wie die Verhältnisse lagen, nicht die geringste Aussicht mehrvorhanden , daß sie dem Entwurf je wieder angefügt werde.Unter diesen Umständen sahen sich Bayern und Moden ge¬nötigt , an das Reich mit dem Ersuchen um Aufnahmevon Verhandlungen wegen ihre » Beitritts
zur Biersteuergemeinschast heranzutreten .
Andernfalls wäre zu befürchten gewesen, daß die National -
Versammlung über die Künsche dieser beLen Staaten ' zurTagesordnung Wergehe und daß diese damit ihr Sonderrechtverlieren , ohne wie Württemberg entsprechend entschädigt zuwerden . Mit Reichsgesetz vom 24. Juni 19 wurdeder Beitritt vollzogen . Er erfolgte genau auf der¬
selben Grundlage wie s. Zt . der Beitritt Württembergs , d . h.Baden erhält ebenfalls eine jährliche R e n .t e,die gleich¬
falls den für Verfassungsänderungen vorgesehenen Schutz ge¬nießt . Sie darf den Höchstbetrag von 10 Millionen Mark
nicht Werschreiten und gewährt somit Baden etwa das Dop¬
pelte des Betrags » den es nach dem alten Malzsteuergesetz als
Reineinnahme erzielt hat ; auch nach dem neuen Biersteuer¬
gesetz, das feit 1. April 19 in Kraft war , hätte auf die Dauer
Wohl nicht erheblich mehr aus dem Biere für die badische
Staatskasse erwirtschaftet werden können.

Der Eintritt in die - Biersteuergemeinschast ist somit nochunter für Baden annehmbaren Umständen erfolgt .Mehr war nicht mehr zu erreichen, da weitere Zugeständnisse
nach dem Gesetz vom 27. März 19 auch Württemberg hättenzugute kommen müssen, und die Reichsregierung an der fürWürttemberg festgelegten Grundlage unter keinen Umständen
noch etwas geändert wissen wollte. Jedenfalls ist das abso¬lute Reinheitsgebot , wie es bisher die badische Bier -
steuergefetzgebung enthielt und wie es in diesem Umfangedas Rerchsbiersteuergesetznicht aufzuweisen hat , auch künftig inBaden gesichert ; die Verwendung von Zucker oder aus
Zucker hergeftellten Farbmitteln bei der Bierbereitungbleibt auch künftig in Baden verboten , wie auch — im
Gegensätze zum Reichsbiersteuergesetz — für die Bierberei¬
tung der steuerbegünstigten Haus - rauer , für die Berei -
tung besonderer Biere öder von Bieren , die zur Ausfuhr be¬
stimmt sind, nach wie vor in Baden keine Ausnahmen vondem Reinheitsgehot zulässig sind. Wie früher darf bei unsdas Bier nur aus Malz , Hopfen , Hefe und Wasserhergestellt werden und damit ist die Gewähr dafür geboten,daß der bisherige gute Ruf des badischen Bie¬
res auch künftig erhalten bleibt.

s Vom Tsge.
(Zur Lage der badischen Finanzen . Die Rede des Finanz¬

ministers Wirth .)
^

Die bedeutsame Rede, die der badische Finanz¬
minister Qr . Wirth gestern im Landtage gehalten»
hat , und die wir ihren hauptsächlichsten Inhalts
nach breits in unserer gestrigen Nummer als Leit - .
artikel Wiedergaben , verdient in unserem ganzen Lands
von allen Schichten der Bevölkerung auf das Genaueste
gelesen und beachtet zu werden . Finanzminister Wirth
gehört zu jenen , unter der Herrschaft des alten System -
unmöglichen , heute aber besonders wertvollen Staats¬
männern , die Sachkenntnis mit einer mannhaften Übev-
zeugungstreue verbinden und sich nicht scheuen , dis
Wahrheit auch da zu sagen, wo sie notwendigerweise ,
nicht immer angenehm klingen kann.

Es kennzeichnet den ganzen Mann , wenn der Finanz¬
minister zum Schluß seiner Rede feststellt, daß wir iiq
Kriege eine völlig verkehrte Finanz¬
politik geführt , und daß uns die Theorien des Herrn»
Helfferich ins Elend gebracht haben. Das ist nicht nur
ein richtiges Wort , sondern auch ein tapferes Wort , für
das wir dem Finanzminister dankbar sein dürfen . Ebenso
einsichtsvoll klingt aber die weitere Bemerkung , daß Eng¬
land und Amerika der Welt ein anderes , besseres Be¬
spiel gegeben haben, daß sie uns nicht nur in der Politik
des Krieges um Mellen voraus waren, sondern auch ist
der Finanzgebarung . Es ist wahrlich an der Zeit , daß»
die heutigen Staatsmänner , die das wenig beneidens¬
werte Vergnügen haben, die Verantwortung für die
Sünden des alten Systems zu tragen , mit aller Offenheit
und mit aller Unzweideutigkeit von der unglaublich kurz¬
sichtigen Politik und den Gepflogenheiten dieses, nun
gottlob überwundenen Systems abrücken . Es ist eine
ganz falsche Rücksicht , die von den hohen Beamten des
Reiches und der Bundesstaaten vielfach auch heute noch
geübt wird , wenn sie sich bemühen, die offenkundigen
Sünden und Fehler der verflossenen Periode irgendwie
beschönigen zu wollen . Daß Finanzminister Wirth iq .
demselben Zusammenhang auf die völlige Unzuläng -
lichkeit der militärischen Vorbereitun¬
gen auf wirtschaftlichem Geb

'
iet hingewieseq

und diese Unzulänglichkeit mit Recht als die gegebene
Voraussetzung für das Kri ? gsschieber -
tum bezeichnet hat , wollen wir gleichfalls hervorzuheben
nicht unterlassen .

In feinen Darlegungen über die finanzielle
Lage des Landes geht der Finanzminister ganz
richtig stets von der Erkenntnis aus , daß wir hier in
Baden nur der Teil eines großen Ganzen
sind, haß dieses große Ganze, das Reich also, finanziell
sich in einem einfach trostlosen Zustande befindet, und
daß - ie Lage unserer eigenen Finanzen , selbst wenn sie
rechnerisch und einstweilen auf dem Papier noch ganz
leiblich aussieht , tatsächlich doch außerordentlich
traurig ist, sowie man sie mit der allgemeinen Finanz¬
lage des Reiches in Zusammenhang bringt . Wie schwie¬
rig die Lage unserer Finanzen sich aber auch, Molut be-
trachtet , dem Auge darstellt, ersehen wir am besten aus
den Mitteilungen des Finanzministers über die Fi¬
nanzwirtschaft der Eisenbahnbetriebs ^
Verwaltung . Man braucht sich nur die Tatsache,
daß wir Ende des Jahres einen Fehlbetrag von
annähernd 200 Millionen in - er Eisenbahn
allein zu verzeichnen haben werden, vor Augen halten ,
um sofort einzusehen , daß wir uns in einer Defizitwirt ,
schüft schlimmster Art befinden . Es ist selbstverständ¬
lich, daß sich dieses Defizit nicht noch weiterhin vergrö¬
ßern darf . Denn sonst kommt der Augenblick , wo wir
finanziell gänzlich ins Blaue hineinbauen , wo wir den
Boden der Wirklichkeit völlig unter den Füßen verloren
haben , — das heißt , es kommt der Augenblick, wg ,
der Staat ganz von selb st das Ende seiner
finanziellen Tätigkeit erreicht hat .

Aber auch hier ist es vor allem die Defizitwirt¬
schaft des Reiches , die auf uns drückt. Das De¬
fizit der preußischen Staatsbahn hat bereits die einfach
unglaubliche Höhe von drei Milliarden erreicht ; es!
würde auf 7 Milliarden anschwellen, wenn man den
Forderungen der Eisenbahner nachkäme . Und dabei hat
die preußische Eisenbahn früher zu den rentabelsten
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Staatsbetrieben der ganzen Welt gehört . Sogar die
Reichspost ist zu einem Defizitbetrieb geworden .
Hier ist fiir das laufende Jahr etwa mit einem Defizit
von 2 Milliarden zu rechnen. Hinzu kommen u. a. die

Milliarden , die das Reich für die Lebensmittelbeschaf -
fling und den Ubbau der hohen Lebensmittelpreise auf¬
zubringen haben wird . Mit Recht hat der Finanzmini¬
ster die Frage aufgeworfen , wie man denn diese Milliar¬
den einmal zu decken gedenkt, und wie es möglich fein
soll , diese Riesendefizitwirtfchaft aufrecht zu erhalten .

Und trotzdem die finanzielle Lage unseres Vaterlandes
derartig verzweifelt ist, erleben wir immer neueFo r-
- erungen . Finanzminister Wirth hat der Hoffnung
Ausdruck gegeben , daß der „Berliner Irrsinn " sich nicht
auch über die Grenzen unseres badischen Heimatlandes
erstrecken wird . Für alle Fälle aber hat er erklärt, daß
er neue , allgemeine Forderungen der Be -
amtenund Arbeiter hinsichtlich der Aus¬
gleichszulage nicht mehr wird vertreten
können , und daß er ihnen im Namen des Parlaments
ein Nein entgegensetzen wird .

Als sorgsamer Finanzwirt beharrt der Minister bei
dem guten alten Grundsatz, Haß für neue Aus¬
gaben auch nerfe Einnahmen erschlossen
Werden müssen : und so ist er an den Landtag mit der
neuen Steuervorlage herangetreten , -die dem
Einkommen und Vermögen unserer Bevölkerung erheb¬
liche Opfer zumutet . Das Mehrerträgnis aus dieser
Steuer wird auf etwa 114 Millionen Mark geschätzt. Ob
diese Summe tatsächlich erreicht werden wird , steht nicht
fest ; aber die Regierung hofft doch, daß ganz sicher
ein Betrag von 100 Millionen aufgebracht wer¬
den wird . Ganz richtig hat der Finanzminister darauf
hingewieseu , daß es nötig sei , die Vorlage möglichst bald
zu verabschieden, Aas heißt , so lange wir noch die Mög¬
lichkeit haben, aus dem Steuertopf mit dem kleinen
badischen Löffel etwas herauszuholen , da das Reich mit
dem großen Schöpflöffel uns nach Maßgabe der Reichs¬
verfassung die Möglichkeit dazu wohl demnächst nehmen
dürfte . Daß das Reich mit ganz gewaltigen Anforde¬
rungen an einen jeden Steuerzahler herantreten wird , ist
ja bereits bekannt. Nur über die Art - und Weise der
Aufbringung wird noch debattiert . Durchaus zutreffend
ist es jedenfalls , wenn der Finanzminister sagt, daß die
Arbeitskraft und die Opferwilligkeit des ganzen Volkes
erforderlich fein werden , um das ungeheure Maß an
Opfern irgendwie erträglich zu machen.

Wir wollen hoffen , daß dieser Appell an die Arbeits¬
kraft des deutschen Volkes nicht ungehört verhallen wird .
Und wir wollen weiter hoffen , daß die Wort« des Fi¬
nanzministers sich tief eingraben werden in das .Empfin¬
den und das Bewußtsein unserer badischen Bevölkerung ,
daß sie die Einsicht wecken werden für den Ernst der
finanziellen Lage,un !d für den Gedanken der Pflicht¬
erfüllung und Rücksichtnahme, die heute einen jeden
Staatsbürger zu beseelen hat . ^

Deutscbe Nationalversamm¬
lung.

* Die Nationalversammlung trat gestern in die zweite Bera¬
tung deS Berfas?«Nißsentwurfes , auf Grund des Berichtes des
kerfafsungsausschuffes , der den Entwurf sn vielen Punkten ab-
«eändert und durch neue Bestimmungen ergänzt und erweitert
Lat. Der Stoff ist in zwei Hauptteile getrennt . Der erste be¬
handelt den Aufbau und die Aufgaben des Reiches, der zweite
die Grundrechte und die Grundpflichten der Deutschen.

Abg. Haußmann (Dem .) führt als Vorsitzender des Versas-
sungsausschusseS u . a . aus : Das strittige Problem des Ein¬
heitsstaates jst nicht gelöst . Dennoch ist auf mehreren Gebieten
die Einheit herbeigeführt worden. Die Regelung der Reichs -
risenbahn und Reichspost , der Reichsabgaben, der Reichswasser¬
straßen und der Reichswehr war unabwendbar . Das entspricht
auch dem Gefühle des Volkes , das die wirtschaftlichen und staat¬
lichen Schwerpunkte im Reiche verankert sehen will. Der Ver-
faffungsausschuh hat auch den Rjeichsrat als Vertretung der
Einzelstaaten bestätigt. Ein verfassungsgebendes Reichsgesetz
soll ferner Bestimmung über die Neugestaltung und Neubil¬
dung neuer Länder treffen . Andere Fragen , wie das Waren¬
gesetz , sind der Reichsgesetzgebung Vorbehalten geblieben. Wird
die Verfassung angenommen , dann kann kein Volk sich einer
freieren Konstitution rühmen . (Beifall . ) Auch entspricht die
Lösung dem Volksgeiste . Das deutsche Volk ist ein einheitlicher
freier Volksstaat, gegründet auf der freie« Selbstbestimmung
der ganzen Nation . Der Reichstag ist der Träger der Souve¬
ränität , die im Volke ruht . Das ist eine Freiheit , wir sie keinem
anderen Volke gewährt wird. Mer das leugnet , würde lügen .
Das richtige Funktionieren dieser Verfassung hängt von dem
Willen der Nation ab , ob sie von dem Willen beseelt ist, ihr
Reich in Freiheit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu be¬
festigen . Beherrscht dieser Geist unsere Arbeiten , dann wird
die Verfassung das deutsche Volk erheben .

Im ersten Hauptteil enthält der erste Abschnitt die Bestim¬
mung über die Gliederung des Reiches unter der Überschrift:
„Reich und Länder ")

Hierzu referierte Abg . Kahl (D . V .i : Im Ausschuß wurde
die Frage gestellt, ob der Einheitsstaat das letzte politische Ziel
fein solle . Hier kamen folgende Einzelfragen in Betracht :
Staatsform und Staatsgewalt , Reichs- und Landesgebiet)
Reichs, und Landesgesetzgebung und endlich Schlichtung von
Streitigkeiten . Der Anschluß Druitsch -Lsterreichs ließ sich an¬
gesichts der tatsächlichen Lage nicht verwirklichen . Das schwie¬
rigste und wichtigste Gebiet des neuen Verfassungswerkes ist
die Schaffung eines gerechten Ausgleichs der staatlichen An¬
sprüche zwischen Staat und Länder . Möge sie geleistet werden
in dem Sinne , daß neben der Erhaltung eines staatlichen
Eigenlebens der Länder ein Geist gefestigter Reichseinheit und
starker Reichsgewalt geschaffen wird . Sie allein kann diejenige
kräftige Entwicklung des deutschen Volkes auslösen und ver¬
bürgen , die aus der Tiefe wieder zur Höhe emporführen kann.

Abg . Eohn (U . S .) begründet den Antrag der Unabhängigen ,in der Überschrift das Wort „Verfassung des Deutschen Reiches"
zu ersetzen durch „ Verfassung der Deutschen Republik". Der
Redner tritt lebhaft für den Einheitsstaat ein und fordert , dgßer mit allen Misteln durchgcführt wird.

Reichstommissar Dr . Prruß : Der Gedanke, daß das Deutsche
Reich eine Republik ist, kommt in der Verfassung durchaus zumAusdruck. Will der Herr Abgeordnete Cohn aber den Namen
Reich in der ganzen Verfassung beseitigen, so müßte ich ihm
entschieden wüwrfprechen. Hier würden sehr erhebliche Werte
nationalen Einheitsgefühles vergeudet und zurückgeftoheirwerden, wenn wir den Namen Reich beseitigen wollten. Der
Einheitsstaat ist zurzeit in Deutschland nicht herzustellen. Wir
stärken das Reich, indem wir ihm geben, was es unter dem
Drucke der Lage braucht und wir lassen den Ländern die Selb¬
ständigkeit, die ohne Gefährdung der Reichsintereffen nötig ist.Es werde in absehbarer Zeit unmöglich fein, eine aus ganz an¬
derer Grundlage beruhende Verfassung Deutschlands zu schaf-
fen . (Beifall .)

Abg Dr . Ablaß (Dem.) spricht gegen den Antrag der Unab¬
hängigen.

Abg. Ocharck (Soz .) : Um Mißdeutungen und Mißbräuchen
vorzubeugen, find wir geneigt, für den Antrag Cohn zu stim¬men.

Der Antrag , die Überschrift in „Verfassung der deutschen Re¬
publik" zu ändern , wird abgelehnt , die Überschrift „ Verfassungdes Deutschen Reiches" wird angenommen .

Ohne Aussprache wird auch die Einleitung der Verfassung
angenommen . j

Bei Beratung über Art . 1 , in dem bestimmt wird , das Reich
ist eine Republik, die Staatsgewalt geht vom Volke ans , er.
klärt

Abg. Dr . von Delbrück (D . N .) : Für uns bedeutet dieser Ar¬
tikel den Abschied von einer großen Vergangenheit , von der
Verfassung und dem alten Deutschen Reiche, den Abschied von
der konstitutionellen Monarchie und den Übergang zum parla¬
mentarisch regierten Volksstaate. Für uns entsteht darum die
Frage , ob wir unsere Siegel unter diese Tatsache setzen sollen.
Wir verneinen dies, weil wir noch heute grundsätzliche Anhän¬
ger der Monarchie sind . Dennoch wollen wir auf dem Boden
der neuen Tatsachen weiter Mitarbeiten .

Ein unabhängiger Antrag verlangt , Satz 1 in Art . 1 wie folgt
zu fassen : Die Deutsche Republik ist ein Einheitsstaat .

Reichsminister Dr . David : Die neue Verfassung eröffnet die
freie Bahn für jeden geistigen Kampf. Das ist die große Er¬
rungenschaft im Gegensatz zum alten System. Gegenüber dem
Borwurfe des Herrn Dr . Delbrück, die Verfassung trage den
Charakter der Schwäche und Weichheit, stelle ich fest, daß der
Artikel 1 lautet : Das Deutsche Reich ist ein« Republik. Die
Staatsgewalt geht vom Volk aus und wenn Sie hier (nach
rechts ) die Probe aufs Krempel machen und versuchen wollen,
Ihre Auffassung gegen diese Feststellung gewaltsam durchzuset¬
zen, so werden Sie finden, wie stark u . kraftvoll die Republik be¬
gründet ist . Die Deutsche Republik hat eine bankerotte Firma
übernehmen müssen . Sie wird das deutsche Volk emporführen
und dabei soll die neue Verfassung gute Dienste leisten.

Abg . Koch (Dem .) : Wir sind keine grundsätzlichen Republika¬
ner , heute aber kann von einer Wiedereinführung der Monar¬
chie keine Rede mehr fein . Wir streben den deutschen Einheits¬
staat an , aber mit aller Ruhe und Gelassenheit.

Auf eine Beschwerde des Abg . Hanse (U. S .) über hie Be¬
handlung der Kommunisten erwidert

Reichsminister Dr . David : Solange sich der Krieg im Rah¬
men des Geistigen hält , wird er von der Regierung niemals
eingeschränkt werden, aber wenn auch gefordert wird , Gewalt
anzuwenden , mit Handgranaten usw., dann ist es Pflicht der
Regierung , die Demokratie zu schützen. (Großer Lärm und
Zwischenrufe Lei den beiden sozialistischen Parteien .)

Abg . Heinze (D . V .) : Da es sich darum handelt , die Republik
als Staatsform grundsätzlich festzulegen, werden wir gegen den
Artikel 1 stimmen.

Abg . Cohn (11. S .) : Minister Dr . David hat mit großer .Ge¬
schicklichkeit , aber entgegen der Wahrheit gesagt, die Zeitungen
seien verboten worden, weil sie zur Gewalt aufsordern . Das
ist unwahr . Wir verwahren uns dagegen, daß man die neue
Verfassung mit dem Geiste des alten Systems erfüllt .

Dr . David stellt fest, daß die Spartakistenbewegung nicht als
rein geistige bezeichnet werden könne .

Der Antrag brr Unabhängigen zum ersten Absatz des Art . 1
wird gegen die Stimmen der Leiden sozialdernokraischen Par¬
teien abgelehnt und die Fassung des Entwurfes mit großer
Mehrheit angenommen .

Artikel L wird ohne Aussprache angenommen .
Es folgt die Beratung des Art . 3, der bestimmt, die Reichsfar¬

ben sind Schwarz-Rot-Gold, die Handelsflagge wird durch Gesetz
bestimmt.

Reichsminister Dr . David : Ein Zentrumsantrag liegt vor,
daß die Handelsflagge Schwarz -Wjeiß-Rot sein soll mit schwarz¬
goldenen Ecken versehen. Die Regierung ist mit dieser Rege¬
lung einverstanden . Ein unabhängiger Antrag verlangt Rot
als Reichsfarbe . Die rote Farbe ist abzulehnen , denn sie würde
eine Parteifarbe sein. Wir müssen ein Symbol schassen .
Aus dem glchieen Grunde empfiehlt sich auch die Ablehnung
- es Antrages der Rechten auf Beibehaltung der schwarz - weiß-
rotesi Farben . Die Farben waren schon vor dem Kriege für
einen großen Teil deS Volkes lediglich Parteifarben . (Lebhafter
Widerspruch bei einem großen Teile des Hauses .) Die Farben
Schwarz -Rot -Gold dagegen halten den Gedanken aufrecht an
die Notwendigkeit der Einheit und des Zusammxnschluffes des
Reiches . Auch über unsere politischen Grenzen hinaus für die,die durch Bluthund Sprache zu uns gehören. Nicht durch Krieg
und Gewalt wollen wir wirken, sondern durch die wirksame
Kraft der sozialen Kultur . Für den neuen Staat werden nur
die Farben Schwarz-Rot -Gold die geeignetsten Farben sein.
(Lebh . Beifall .)

Nachdem sich mehrere Redner zu der Frage geäußert haben,
schließt die Aussprache.

Die beantragte namentliche Abstimmung soll im Laufe der
heutigen Sitzung erfolgen .

politische Neuigkeiten .
Die Nattklzierung des Medensvertrags .

Die deutsche Nationalversammlung wird, wie man nacheiner Meldung der „Bad . Pr .
" gestern abend in Weimar hörte ,

schon am Samstag die Ratifizierung des Friedensvertrages
vornehmen.

Wie dem „Berl . Lokalanz.
" von Genf berichtet wird, läßt

Pichon in seinem Organ die Erwartung aussprechcn, daß die
Ratifizierung des Friedensvertrages mit Deutschland bis zum
französischen Nationalfest am 14. Juli d. I . eine vollzogene
Tatsache, sein wird.

Tie Londoner „ Morning Post" meldet aus Paris : Sofort
nach der Ratifikation des Friedens mit Deutschland werden
4 ständige Kommissionen der Alliierten zur Überwachung der
Verpflichtungen von Deutschland nach Deutschland abreisen .
Sie werden in Berlin Aufenthalt nehmen und alljährlich er¬
neut werden.

Line deutscbe Note .
* Durch die . deutsche Friedcnsdelegation in Versailles ist?Clemcnceau auf die Note vom 28. Juni betr . die Aufhebungder Blockade folgende Note des Reichsministers Müller über«reicht worden :
Die deutsche Regierung nimmt Kenntnis , daß die a . und a!,Regierungen bereit sind , soweit sie von der ordnungsgemäße »und vollständigen Ratifikation des Friedcnsvertrages durchsdas Deutsche Reich amtlich Kenntnis erhalten , die Blockst»,

schon vor dem Inkrafttreten des Friedensvertrages aufzu «heben. In dem Wunsche, so schnell wie möglich von der fürsDeutschland so schweren und verhängnisvollen Blockade befreitzu werden, will die deutsche Regierung alles daran setzen, un<die für die Ratifikation erforderlichen Maßnahmen zu beschleußrügen. Sie hofft, anfangs der nächsten Wache in der Lage z» ,sein, den a . und a . Regierungen von der erfolgten Beschluß«,faffung der gesetzgebenden Körperschaft und von der Unterzeich«
rmng des Friedcnsvertrages durch den Reichspräsidenten Mit «
teilung machen zu können. Die deutsche Regierung gibt dech
Erwartung Ausdruck , daß die a . und a . Regierungen in dem - :
selben Geiste, der zu der Zusage einer früheren Aufhebung^der Blockade veranlaßt hat, sich damit einverstanden erklären ,
daß, sobald die erwähnte Nachricht vorliegt, auch mit deH
Hrimsrndung der deutschen Gefangene,« aus ihren Ländern? '
begonnen wird.

Ausschreitungen in Spaa .
^ Aus Spaa wird vom 30 . Juni gemeldet:
* Obwohl den englischen und den belgischen Behörden bex

könnt war , daß der Abtransport des Hauptteils der Waffen¬
stillstandskommission heute abend 9 Uhr erfolgen werde, Habens
sie starke deutschfeindliche Kundgebungen und Ausschreitungen»
vor dem Hotel- in den Straßen dex Stadt und vor dem Bahn¬
hof nicht verhindert . Johlen , Pfeifen , Schreien und feindliches
Rufe erfolgten . Es wurden auch einzelne Steine gegen die !
von dem Hotel abfahrenden Automobile geworfen. Obwohl i
einige kleinere Steine die Insassen trafen , gab es glücklicher¬
weise keine. Verletzungen. Die Glasscheibe eines Automobils?
wurde zertrümmert . Die Haltung der englischen und belgi¬
schen Polizei , sowie der Soldaten war tadellos . Am Bahnhof
fand sich der englische General Green persönlich ein. Das ?
wenig zahlreiche Aufgebot war jedoch gegen die Menge macht¬
los, die anscheinend von auswärtigen Elementen noch weiters
aufgchctzt wurde . Ein von der belgischen Zivilbehördc trotz
Ersuchens der belgischen Gendarmerie nicht verbotener Umzug?
mit Musik trug auch zur Aufreizung der Einwohnerschaft bei«
Nach den Vorkommnissen in Versailles hätten die englisches
und belgischen Militärbehörden weit umfassende Vorkehrungey?
treffen müssen. .

Lin Aukrnk des prenss . Arbeitsministers . ^
* Der preußische Minister für öffentliche Arbeiten erläßt

einen Aufruf , worin es u . ,a- heißt :
„Den Wünschen der Eisenbahner folgend, stellt die Regierung

wertvolle Anslandslebensmittel zu bedeutend I herabgesetzte»
Preisen zur Verfügung , die einen Aufwknj» von anderthalb
Milliarden erfordern und dem gesamten Volke zugute kommen«-
Damit hat sie das Äußerste getan, was nach Lage der Staats -
finanzen möglich ist . Durch die Einführung der Betriebsräte
aus Grund des Reichsgesetzes wird dem Personal ein weit¬
gehendes Mtbestimmungsrecht eingeräumt .

Abgesehen davon, daß die Arbeiter große Lohnaussälle erlei¬
den, daß die streikenden Beamten straft Gesetzes ihres Dienst¬
einkommens für die Folge der Arbeitseinstellung verlustig?
gehen, sind die Folgen für die Allgemeinheit unabsehbar . Alle
Zufuhr nach Berlin kommt wegen der Betriebseinstellung äuf
den Bahnhöfen ins Stocken . Gegen 9000 Waggons allein für
Berlin sind auf freier Strecke unterwegs zum Stillagern ge¬
kommen. So müssen wertvolle Lebensmittel zugrunde gehen)'
Vieh muß unterwegs verhungern , Schiffssendungen verderben.
Der Streik würde aber auch verhindern , daß die vorbereitete
Senkung der Lebensmittelprrise und die Verteilung der »erbil -
ligten Nationen allseitig und rechtzeitig dnrchgesührt werde»
kan«. Hierdurch wird nicht nur die Ernährung der Millionen -
großstadt Berlin , sondern auch die des gesamten Bolkskörpeijs
anfs schwerste bedroht. Wer im Bewußtsein der ernsten , ge¬
genüber dem Bolle mir obliegenden Verantwortung sehe ich !
mich genötigt, nunmehr die Aufnahme des Betriebes mit de» >
äußersten Mitteln durchzusetzen . ^

Die Beamtenschaft ist sich zum allergrößten Teile ihrer Pflicht
gegenüber dem Volke bewußt und bestrebt, mit den zahlreichê
gleichgesinnten Arbeitern den Verkehr vor dem Erliegen zu be¬
wahren . Alle Kreise der Beamten und Arbeiter werden es mit
mir nicht nur als notwendig, sondern geradezu als Erleichterung?
des auf ihnen lastenden .seelischen Druckes empfinden , wen»
ich nunmehr folgendes bestimme:

Arbeiter , die nicht spätestens am Donnerstag , den 3 . Juli ,
ihren Dienst wieder aufnehmen , sind entlassen. Ebenso erhal¬
ten Beamte, die nicht bis zum gleichen Tage ihren Dienst wieder
aufnehmcn , ihre Entlassung nach den disziplinarischen Bestim.
munge » . Für die Sicherung der Arbeitsfreiheit ist Sorge ge¬
tragen . gez . : Oescr." »

Beendigung des Berliner Lisenbabner -
Streiks .

* Eine Berliner Korrespondenz meldet, daß die Urabstimmung
der ansständigen Eisenbahnarbeiter Und Beamten das Ergeb¬
nis hatte , daß sich die Mehrheit für die Wiederaufnahme der
Arbeit bezw. des Betriebes für Donnerstag früh erklärte .

Der neue Generalstabscbek .
* Rach der „Deutschen Mg . Ztg ." hat General der Inf .

von Sreckt die Leitung des Generalstabes übernommen .

Der Arbeitsplan der Nationalver¬
sammlung .

* Der Ältestenrat der , Nationalversammlung hofft!
in dieser Woche mit der dritten Lesung der Ver-
saffungsvorlage fertig zu werden . In der nächsten Sitzung
sollen dann die zehn Steuervorlagen in Angriff genommen-
werdcn . Man hofft, die erste Lesung dieser Steuervorlagen
in drei Tagen erledigen zu können. Hierauf (11 . und 12.
Juli ) soll die Verfassungsvorlage in dritter Lesung ihre Ver¬
abschiedung finden . Dabei wird eine ausgiebige General¬
diskussion zugelaffen werden . Von den Steuervorlagcn sollen,
die Kriegsgcwinnstenern und die großen Vermögensabgaben
noch im Juli in allen drei Lesungen verabschiedet werden, um
sofort in die Wirksamkeit treten zu können . Man htzfft , bis
Ende Juli den vorliegenden Arbeitsstoff bewältigt zw haben.
Ende August werden die Steuerausschüffe in Berlin zusam»
mentrctcn . Das Plenum wird von Oktober bis Dezember '
in Berlin tagen . Neuwahlen werden voraussichtlich im Ja¬
nuar stattfinden .



K ireik im Llsenbabndirektlonsbezirk
Frankfurt s . M .

* Bon einer von mehr als . 18 060 Arbeitern des Frankfurter
kifenbahndircktionsbezirks einberufenen Massenversammlung
Wurde lt. T .-U . einstimmig beschlossen, am Donnerstag , den
3. Juli , vormittags 6 Uhr in den Streik ernzutreten und die
Betriebe-

-stillzulegen. Rur die Züge, dw ' ns besetzte Gebiet
gehen , sollen fahren . Es soll versucht werden , den Betrieb not¬
dürftig durch geschulte Beamte aufrecht zu ereilten .

Wie in der Aussprachemitgeteilt wur ^ , soll >» « dir,em
Laoe ab der Streik «llmähttch über das ganze pre-uß,sch -hes-
« IWe Eikenbatznneo flch erstrecken . Die Arbeiter fordern in

Entschließ die « bsrtznng des Eisenbahnministers
Oesrr .

^

Vom Nürnberger Gewerkschaftskongress
Dieldet der „Vorwärts " : ^

Auf dem Gewerkschaftskongreß ist ein Vertrauensvotum mit
großer Mehrheit angenommen worden . Vom Metallarbeiter¬
berband 13 dafür und 12 dagegen. Andere Verbände stimm-
len fast geschlossen dafür . Der Antrag der Gewerkschaftskon -
streu.; gegen die wilden Streik« einerseits und gegen den
Roskcschrn Streikerlaß andererseits wurde mit großer Mehr¬
heit angenommen.

München vor einem neuen 'Amsturz ?
* Laut „Bcrl . Lokalanz.

" wächst die Bewegung in München
st , daß mit einem Aufstand gerechnet werden muß . Gestern
ist ein Anschlag der Kommunisten auf die Schulkaserne noch
»erritelt worden. Die Einwohnerwehr ist ihrer Aufgabe nicht
gewachsen .

Modische Aeberslcbt .'

Der Gesetzentwurf über die Steuer¬
erhebung kür das Jabr 1SL9.

Dem Landtage ist eine Regierungsvorlage zugegangen , wo¬
nach das Gesetz vom 4. September 1918 , die Erhebung von
Zuschlägen zur Einkommensteuer betreffend, abgeändert wer¬
ben sollen . Für das Jahr 1919 wird von den Einkommen-
steuerpflichtigen nach - er Regierungsvorlage statt - er in dein
Gesetze erwähnten Zuschläge > ein Steuerzuschlag erhoben, der
beträgt in den Einkommensteuerstufen von 2400 M . bis 4200
« . ( ausschließlich ) 30 v. H. ; von 4200- 6000 M . 35 v. H . ;
»an 6000- 8000 M . 40 v. H . ; von 8000—10 000 M . 45 v . H. ;
bon 10000—15 000 M. 50 v. H. ; von 15000—20000 M.
m v. H. : von 20000 —25 000 M . 70 v . H . ; von 26 000 bis
39000 M . 80 v. H . ; von 30000 —35000 M . 90 v. H. ; von
35 000—40 000 M . 100 v. H. ; von 40 000—50 000 M . 120 V.
Hi ; von 50 000—60000 M . 140 v . H. ; von 60000 bis
79000 M . 160 v . H . ; von 70 000— 80 000 M . 180 v. H. ;
39000- 90 000 M . 200 v. H . ; 90000 - 100000 M . 220 v . H . ;
190000—125 000 M. 240 v. H. ; 125 000- 150 000 M . 260 v.
H.; 150000— 200000 M . 280 v. H . ; 200000 M . und mehr
300 v . H .

Für die Zwecke der Gemeindebesteuerung soll diese weitere
Erhöhung der Zuschläge nicht inbetracht kommen. Auch die
Vermögenssteuer soll erhöht werden und zwar soll von den
Lermögenssteuerpflichtigen mit einem reinen Vermögen von
390000 M . an für das Jahr 1919 zu dem nach dem Gesetze
»om 7. März 1919 zu erhebenden Steuerbetrage ein Steuer -
jmscklag erhoben werden. Der Zuschlag beträgt bei einem
Rcinvermögen von 200 000— 400 000 M . (ausschließlich 20 Pst,
AM 400 000 - 600 000 M . 40 Pf ., von 600000 — 800 000 M .
190 Pf ., von 2 500 090- 5 000909 M . 125 Pf ., von 5 000090
bi» 7 590900 M . 150 Pf ., von 7500000 —10000000 M.
175 Pf ., von 10 000 990 und mehr 200 Pf . für je 100 M.
«eines Vermögen. ,

Aus demDaushsltsausswüss d.Landtags .
vc. Der Haushaltsausschuß des badischen Landtags befclßte

pch in seiner gestrigen Sitzung mit der Hauptabteilung IW
beS V. Nachtrags zum Staatsvoranschlag betr . das Ministe¬
rium des Kultus und Unterrichts . Es werden hierfür angefor -
bert für verschiedene Neubauten und Erweiterungen an den
H»chschulen Heidelberg, Freiburs und Karlsruhe 2 534 000 M .,
ferner für Teuerungsbeihilfen an Hinterbliebene von Haupt -
lehrern und für den Neubau eines Lahrer Gymnasiums
1360 000 M ., insgesamt 3 384 000 M . Der Haushaltsausschutz
genehmigte diese Summen ebenso einige kleinere Anforderun¬
gen für Staatsbeiträge an Privatanstalten für nicht vollsinnige
Kinder. Die Beratung über dieses Ministerum ist noch nicht'
abgeschlossen. In der nächsten Sitzung wird sich der Aus¬
schuß voraussichtlich mit den Anforderungen für das badische
Landestheater in Karlsruhe , befassen.

Badischer Melnbauverband .
* Am 20. Mai fand in KaHsruhe eine Sitzung des Badischen

Weinbauverbandes statt, wobei u . a . die Kriegsbesteuerung der
Weinerträge zur Beratung stand. Es wurde einstimmig be¬
schlossen, bei den maßgebenden Behörden daraus hinzuwirken ,- aß im Hinblick auf die ungeheuer schwankenden Erträge im
Weinbau der Stichtag für die Ermittelung des Anfangsvermö .
«ens zur Erhebung der Kriegsabgaben gemäß der Wertzu¬
wachs . und Mehreinkommensteuer auf den 31. Dezember 1916
« »statt auf den 31 . Dezember 1913 festgesetzt werde, weil durch
die vorhergegangenen schlechten Jahre gerade dort ein außer -
Mwntbcher Tiefstand des Rebvermögens vorhanden war .« oenso wurde auch die Heranziehung des Vermögenszuwachsesmw

^
des Mehreinkommens in Weinbau nur mit dem halben« « rage zu der Steuer gefordert .

bestrßte sich die Versammlung mit der Vertretung desbei der zu errichtenden Reichsorganisation für die» ein -Ein - und -Ausfuhr sowie mit den zukünftigen Maßnah -
Forderung des badischen Weinbaues , vornehmlich

Weinbauförderung der Regierung an die Land -
ha^ nstituws

"Eb * öer Frage der Errichtung eines Wein .

^ Vnterbadische Weinbauverband in den
N -» r

' ^ lnbauverband ausgenommen und als Vertreterauch,m Geiamtaasschutz des Deutschen Wein -
Als K n. durgerme,,ter Ziegelmeyer -Lange 'nbrücken

H» - o «°

Badischer Viehhandelsverband .
o^ entliche Mitgliederversammlung des Bad . Vieh -

^ ^ ? e !.EVe * ban - s ftndet am Mittwoch, den 9. Juli d. I ..Saale „ Zu den vier Jahreszeiten " in« arlsrnhe , Hebelstrabe Nr . 21 n , statt.

Dompa.
* Aus dem Hanauerlande wird der LL . berichtet:
„Über den Agenten Hompa, der jetzt hier eine große Rolle

spielt, gehen Gerüchte um, als ob er eigentlich ein Altdeutscher
sei . Das ist nicht richtig, er soll französischer Herkunft sein.
Allerdings hat er sich früher eifrig für die deutsche Sache be¬
müht und hat auch hünfig Reisen nach Frankreich gemacht und
dadurch dem dentschr » Aufklärungsdienste wertvolles Material
zugefnhrt . Wenn er jetzt zu den Franzosen hält , ist es deshalb ,
»veil er offenbar eine jener internationalen Kreaturen »st, die
ihre Geschäfte mit jedem machen ."^ ^

Hrreisversamminng in Ikonstanz.
* Die 54 . Kreisversammlung für den Kreis Konstanz hat am

Freitag nachmittag stattgefunden. In der Aussprache über den
Geschäftsbericht, welcher von Bürgermeister a . D . Haulick -Kon-
stanz erstattet wurde, wurde lt. „Singener Zeitung " der Min¬
destgehalt der Kreisstraßenwärter auf 1200 M ., Las Höchstgehalt
auf 1800 M ., daneben 300 M . Teuerungszulage und für jedes
Kind 72 M . festgesetzt. Die verschiedenen Kreisausschußanträge
wurden gutgeheitzen. Den Bericht über die Mittelstandshilfe
erstattete Bürgermeister Thorbecke-Singen . Den Äusschnßan -
trägen wurde zugestirmnt. Im Anschluß hieran machte Bür¬
germeister Thorbecke noch kurze Ausführungen über die Tätig ,
keit des Badischen Baubundes und faßte sein Urteil darüber
zusammen , daß der Baubund mit der Siedelungsabteilung in¬
folge der wirtschaftlichen Verhältnisse nM das geleistet habe,
was er hätte leisten sollen , daß er aber in der Möbelabteilung
Hervorragendes leistete . Als Mitglieder des Kreisausschusses
wurden u. a . gewählt : Bürgermeister Thorbecke und Geschäfts¬
führer Korm von Singen . Als Mitglieder der Sonderausschüsse
für Laiidarmenwesen wurden bestimmt: Adolf Schratt von Sin¬
gen ; Finanzausschuß : Geschäftsführer Otto Korm in Singen .

-
/ Line interessante „Lrklärung ".

ve . Zu dem Versuch der Verhaftung des Ministerpräsidenten
« . D. Schridemann in Lörrach erläßt der Führer
der Unabhängigen , Thiergarten , im „Oberbadischen Volks¬
blatt " eine „Erklärung ", in der er schreibt , von einer Verhaf¬
tung könne keine Rede sein , er habe nur „eine Besprechungmit diesem sagenhaften Arbeiterführer erzwingen wollen.

"
( ! )

Der weitere Inhalt der Erklärung ergeht sich in scharfe » An¬
griffen gegen Scheidemann. »-

Nus dem bsdiscben parteileben .
vo. In einer Mitgliederversammlung der Deutschen-Demo-

kratischen Partei in Freiburg , wurde nach einen» Vortrag des
Abg. Prof . Dr . bon Schulze-Gaevernitz über die Stellung¬
nahme der demokratischen Fraktion zur Friedensfrags eine
Entschließung angenommen, in welcher zürn Ausdruck kommt,die Versammlung sei der Ansicht, daß die Frage der Annahme
oder Ablehnung des Friedensvertrags nicht zur Parteisache
gemacht werden sollte. Die, Versammlung enthält sich daher
des Urteils über die Abstimmung der Fraktion , sie bedauert
aber die Weigerung der Partei , sich an der Neubildung

' des
Kabinetts zu beteiligen und verurteil die Rede des Abg.
Schiffer . Sie ersucht die Fraktion dringend , bei der ersten sichbietenden Gelegenheit wieder in die Regierung einzutreten .

Rrurze Nachrichten aus Baden .
oc . Mannheim , 1 . Juli . Die Parteien des Bürgeraus¬

schusses haben sich auf die Wiederwahl des 1 . BürgermeistersRitter und des Bürgermeisters vr . Finter geeinigt.
Rüppurr , 1 . Jul », über die Sozialisiermtg des Wohnungs¬

wesens referierte am Montag abend in einer öffentlichen Ver¬
sammlung im Saale - eS „Eichhorn" Herr Landeswohnungs¬
inspektor Dr . H. Kampffmeyer. Ausgehend von der herrschen¬den Wohnungsnot und der notwendigen Abhilfe , ging Redner
auf seinen Entwurf eines Heimstättengesetzes über , der eine
neue Grundlage bildet, um aus der Wohnungskalamität er -
folgversprechendherauszukommen. In der Diskussion wurde lt .
„Volksfr." der Entwurf des Heimstätteugesetzes durchweg be¬
grüßt und gewünscht , daß er sobald wie möglich Gesetz »»erden
möge. Nachstehende Resolution wurde einstimmig angenom¬men : „Die am 23 . Juni im „ Eichhorn " in Rüppurr tagende
Versammlung , die gemeinsam vom Zentrum , von der demokra¬
tischen und der sozialdemokratischen Parte » einberufen ist, be¬
grüßt den Entwurf eines Heimftättengesetzes von Dr . H.

-Kampffmeyer als den besten Ausweg aus der herrschenden
Wohnungsnot und fordert einstimmig, daß durch eine baldige
Annahme dieses Gesetzt unser gesamtes Wohnungs - und
Siedlungswesen auf eine neue, den gegenwärtigen Bedürfnissen
entsprechende tragfähige Grundlage gestellt wird .

"
* Bespritzung der Reben. Nach Mitteilung der Hauptstelle

für Pflanzenschutz in Baden an der Landw . Versuchsanstalt
Augustenberg empfehlt es sich, obwohl eine Gefahr für stärke«
Ausbreitung der Peronosporakrankheit augenblicklich nicht be¬
steht, doch die Reben mit 1 (4—2 prozentiger Kupferkalkbrühe bis
Anfang Juli erneut zu spritzen , um vor allem die jungen Beer -
chen gegen Ansteckung zu sichern. Hieraus ist bei sonnigem
windstillem Wetter erneut zu schwefeln .

V Aus der Landeshauptstadt .
* Ter Karlsruher Aktionsausschuß veranstaltete vorgestern

abend im Saal III der Schremppschen Brauerei «ine öffentliche
Versammlung , zu der die Arbeiterinnen und Arbeiter auf¬
gefordert waren , in Massen zu erscheine »». Es fanden sich
indessen nur etwa 150—200 Personen ein. Metallarbeiter
Quenzer richtete in seinem Referat „Warum ist das Prole¬
tariat nicht einig ? " scharst Angriffe gegen die neue Gesell-
schäftsordung, die nicht besser sei . als die alte und bedachte
namentlich die sozialdemokratischen Minister und Parteiführer
sowie die Parteipresst mit schweren Vorwürfen . In einer
sehr stürmischen Debatte ergingen sich eine Anzahl radika¬
ler Redner in noch bedeutend schärferer Tonart . Ein
Redner von der sozialdemokratischen Mehrheitsparte » wurde ,
obwohl freie Diskussion zugesichert war, vielfach stürmisch
unterbrochen und konnte nur mit Mühe, zu Ende komme»».
Schließlich forderte der Referent die Mehrheitssozialisten aus ,
sich den Unabhängigen anzuschließen, damit wäre dann die
Einigkeit hergestellt. Ein Beschkuß wurde nicht gefaßt .

» Durchgehende Arbeitszeit beim GrundhuichaMt. SHeim»
Grundbuchamt einschließlich Zuwachssteuer, und Hypotheken¬
einigungsamt ist vom 2. Juli an die durchgehende Arbeitszeit
eingeführt worden. . , , .

Die Galerie Moos Kaiserstraße 187/1 bringt »n den Monaten
Juli und August eine Sonderausstellung „ Schwarzwalü " . Die¬
selbe enthält Gemälde und Graphik folgender badischer Künst¬ler : Bernhard , Tonz, DiMer , Egier, Franke , Gras , Harbers ,
Haueisen Hausamann Kampmann , Koehler, Leinmer, Liebich ,
Rhode, Rumm , Thoma, v. Bolkmann, Wickert she >me » », . a.
Ferner ist neu ausgestellt : Emil Brischle : Die törichten Jung¬
frauen sowie neue Graphik von Joseph Hegenbarth-Dresden .

Psst - Kousirvatorium . Direktor Hermann Post hat daS
frühere Hotel Lion, Adlerstr. 33, käuflich erworben und für
sein Konservatorium umbauen lassen . Dasselbe enthält außerzahlreichen für olle Fächer der Musik eingerichteten Klassen»
zimmern einen Konzertsaa ..

Staatsanzeiger .
Das Staatsministerium hat u»Herrn 7. Juni d. I . der,

Direktor der Staatsschukdenvcrwaltung , Geheimen Rat HI.
Klasse Otto Ballweg. seinem Ansuchen entsprechend , aus
1. Oktober d. I . in den Ruhestand versetzt .

Das Staatsministerium hat unterm» 20. Juni d. I . be¬
schlossen; dem Prwatdozenten an der Universität Freibürgvr . von Möllendorff die Amtsbezeichnung außerordentlicherProfessor an der Universität Freiburg zu erteilen.

Das Staatsministerium hat
'
unterm 20. Juni d. I . bestOberpoststkretär Emil Diemer aus Neckarelz eine Oberpost.'

sekretärstelle beim Postamt in Baden -Baden mit Wirkung vom
1. Februar d. I . ab, sowie

dem Telegrapheninspektor Wilhelm Nebelhör aus Freiburgmit Wirkung , von » 1. März d . I . ab. eine Telegraphenin - -
spektorstelle beim Telegraphenamt Karlsruhe und dem Ober¬
telegraphensekretär Adalbert Schmitt aus Ladenburg mit Wir -
kung vom I . Mai d. I . ab, unter Ernennung zum Oberpost¬
stkretär eine Bürobeamtenstelle I . Klaffe bei der Oberpost,direktton Konstanz übertragen .

Das Staatsministerium hat untern » 20. Juni d .I . dem
Oberpostsekretär Eduard Brecht aus Michelfeld , mit Wirkungvom 1 . April 1919 ab eine Bürobeamtenstelle I . Klasse bei der
Oberpostdirektton Karlsruhe , sowie

dem Postsekretär Friedrich Rebholz aus Leibertingen mit
Wirkung von » 1. April 1919 ab, unter Ernennung zum Ober -
postsekretär eine Oberposlsekretärstelle beim Postamt Manns
Heim -Neckarau und

den , Vizepostdirektor Franz Schörlin aus Karlsruhe mit
Wirkung von , gleichen Tage ab eine Vize -Postdirektorstellebeiin Postscheckamt Karlsruhe übertragen .

Das Staatsministerium hat untern » 24. Juni d . I . dem
Postinspektor vr . Wilhelm Zipst aus Huchenfeld mit Wirkung
Von » 1 . April d. I . ab, unter Ernennung zum Vizepostdirektor,eine Vizepostdirektorstelle beim Postamt Lahr und

dem Poftinspektor Alfred Weste aus Straßburg , unter Er¬
nennung zun» Bizepostdirektor, mit Wirkung vom gleicher«
Tage ab, die Vizepostdirektorstelle bei dem Postamt in Kon¬
stanz übertragen .

Das Staatsministerium hat unterm 24. Juni d. I . dein,
Oberpoststkretär Heinrich Weinkötz aus Friedrichsfeld, mit
Wirkung von » 1 . April d . I . ab, eine Oberpostsekretärstelle bei
dem Posta,nt Waldshut und

dem Postsekretär Johann Gut aus Münchhöf, Amt Stockach,mit Wirkung vom 1 . August d. I . ab, unter Ernennung zum
Postmeister , die Postmeisterstelle beim Postamt Zell (Wiesentaljübertragen .

Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 27.Mai d . I . Nr . 919 dem Obergeometer Gustav Morlock bei dev
Oberdirektton des Wasser - und Straßenbaues die Stelle eines
Bureauvorstehers bei dieser Behörde übertragen .

Das Finanzministerium hat unterm 21 . Juni d. I . den Fst
nanzsekrctär Alfons Kettemann bei der Staatsschuldenver -
waltung dein Hauptsteueramt Karlsruhe zugeteilt.

Die Forst - und Dymänc, »direkt »on hat unterm 23. Juni 1919den Finanzstkretär Hermann Gönzler in Konstanz zum Do¬
mänenamt Karlsruhe verseht. , , ,

Die Generaldirektton der Staatseisenbahnen hat untern ,
25. Juni d. I . den Eistnbahnassiftenten Heinrich Tröndle ip
Bühl (Baden ) zum Eisenbahnsekretär xrnannt .

' ' ' k Gestorben : ,,
"?7— «-

am 18. Juni d. I . : Gersbach, Karl , LanLgerichtsstkretäL
»n Waldshut .

am 21. Juni d. I . : Kanzleirat Mrchler, Leppold , beim Land¬
gericht Mannheim .

am 23. Juni d. I . : Müller , Emil , Oberrevisor beim Verwüst
tungshof .

' Bekanntmachung
Es ist zurzeit einigen Gerichtsassessoren Gelegenheit gege¬ben , „ i zunächst nicht etatmäßiger Eigenschaft in den Finanz ».Verwaltungsdienst überzutreten . Bewerbungen sind an da»Finanzministerium zu richte»».
Karlsruhe , den 30. Juni 1919

Ministerium der Finanzen.
vr . Wirth . Gepperh

Bekanntmachung.
Dir bringen nachstehende Bekanntmachung des Reichs«»

Ministeriums des Innern zur öffentlichem Kenntnis .
Karlsruhe , den 30 . Juni 1918.

Ministerium des Innern .
- Der Ministerialdirektor : '

I . A . : Arnold . Brauü .
Als Radbauart , bei deren Verwendung gemäß Ziffer 1 der

Bekanntmachung , betreffend die Regelung des Verkehrs mit
Kraftfahrzeugen , vom 18 . Dezember 1916 (Reichs -GesetzblattSette 1408) für Personenkraftfahrzeuge Befreiung von der
Vorschrift der elastischen Bereifung gewährt werden darf , ist
auch die Radbauart der Firma Walter Lion in Dresden -N. 6
bis auf weiteres zugelassen worden.

Beschreibung des Rades :
Der durch -zwei beiderseitig angebrachte Eisenreifen ver¬

stärkte Laufkranz aus Hirnhölzstücken wird durch ein System
von Schraubenfedern gegen einen zweiten Holzkranz abgestüht
der mittels eiserner Klammern an der abnehmbaren Stahl¬
felge des Rades befestigt ist. Die Federn sind doppelt und ent¬
gegengesetzt gewunden und zur Sicherung ihrer Lage einerseits ,über Führungsbolzei » geschoben, die am äußeren Laufkranz
befestigt sind, und andererseits in Aussparungen des inuerey
Feilgenkranzes angeordnet .

Berlin , den 4 . Juni 1919 .
Ter Reichsminister des Innern .

I . A . : gez . Dammann .
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»Mil -Sch
Buchen». Eichm, z.Strecken
der Kohlen, Forlen , Tannen
(Anfeuerholz), amtlich fest¬
gestellte Preise . DaS Holz
wird auf Verlangen von 1
Zentner an aufwärts zuge¬

führt. Ausgabestelle:
Gerwigflraße 83

Fr . Kempermann
U»t«ph»« ssva
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Haltestelle der elektrische» Bah»
am Schlachthos .
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Stelle eines selbständigen

Geschäftsführers
bei Kommunalverband Villingen-Stadt ist zu besetzen.

Reflektiert wird in erster Linie auf tüchtigen, erfah¬renen Kaufmann aus Groß -Kolonialwarenbranche , wo¬
möglich auch mit Kenntnissen in Ernährungsvorschristen -

Bewerbungen unter Angabe über bisherige Tätigkeitu .GehaltsanspruchanBürgermeifteramtVillingen,Bläen .

Ai» WWm Wehen von M
sind 1919 heimzüzahlen 165000 Mark . Davon wurden
freihändig erworben 19000 Mark . Zur Htimzahlung
artf 1 . Oktober 1919 wurden ausgelost die Schuldver¬
schreibungen: I. it . 4 Nr . 27,40 , 247 , 308 , 373 , 551 , 576,599, 648, 751, 915, 949 . 1139, 1148; ». !«. » Nr . 6,46 ,58, 66, 179, 187, 269, 291 , 361 , 423, 666 , 671, 679, 681,867 , 944, 1063, 1075, 1133, 1243, 1290, 1530, 1706,1738, 1847 , 1881 , 2275, 2341 ; I_ i, . v Nr . 88, 245 .246, 254, 257. 695 , 762, 1180, 1185, 1227, 1688, 1859 ,1924 , 1972, 2016, 2205, 2394, 2455 ; I. it . 0 Nr . 195,303, 534 und 987 . G .667

Diese Stücke gelten auf den genannten Zeitpunktals gekündigt und werden von den auf den Zinsscheinen
angegebenen Einlösungsstellen eingelöst.

Mannheim » den 27 . Juni 1919 .
Der Stabtrat .

MuWSstzlW!
Vertreter

gegen Provision für Ver¬
mittlung von Darlehen ,
Hypotheken usw- gesucht .
Offerten unter G .669 an
die Expedition der Karls¬
ruher Zeitung erbeten.

Wer hat für soliden
Herrn einfach möbliertes

Zimmer
zu vermieten, per sofort
oder später ? Preisangabe
erwünscht. Angeb. unter
G.662 a . d. Exped. ds . Bl.

Bürgerliche Rechtspflege
s . Streitige Gerichtsbarkeit .

Aufgebot !
N.2.3 .2.1 Karlsruhes Die

Erben des Privatmannes
Mathias Walter in Vier-
thäler (Amt Neustadt) , ver¬
treten durch Rechtsanwalt
Dr . I . Ellenbogen in Karls¬
ruhe, hat das Aufgebot der
bqdifchen Schuldverschrei,
bungen des 4 "/,igen An-
lehens von 1913 Lit. v .
Nr . 4194, 4195, 4196, und
4197 über je 500 nebst
zugehörigen Zinsscheinen
vom 1. Oktober 1914 biS
mit 1. April 1923 und Er¬
neuerungsscheinen bean-
tragt -

Der Inhaber der Urkunden

wird aufgefordert,spätestens
in dem auf
Donnerstag, IS .Februar 1920,

vormittags 9 Uhr,vor dem Badischen Amts¬
gericht in Karlsruhe , Aka-
demiestr. 2 , Eingang II,I . Stock , Zimmer Nr . 6, an¬
beraumten Aufgebotster¬
min seineRechte anzumelden
und die Urkunden vorzu¬
legen , widrigenfalls die
Kraftloserklärung der Ur¬
kunden erfolgen wird-

Karlsruhe , 20. Juni 1919 .
Gerichtsschreiberei des

Bad . Amtsgerichts L .Il .

Aufgebot !
N 3.2 .1 Karlsruhe. Fräu¬

lein Lina Kamm , Privatin
in Kattsruhe , als Pflegerin
für den an unbekannten
Orten abwesenden Kauf¬
mann Alfons Wasmcr, ge¬boren am 12. Mai 1873 in
Karlsruhe , hat beantragt ,den Genannten für tot zuerklären.

Der bezeichnet « Verschol¬
lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf
Donnerstag, 4. März 19S0,

vormittags 9 Uhr,
vor dem Bad - Amtsgerichte
Karlsruhe , Abt. L . II -, Aka-
demiestr. 2 , Eingang ll ,
1. Stock, Zimmer Nr . 6 an¬
beraumten Aufgebotster¬
mine zu melden, widrigen¬
falls die Todeserklärung
erfolgen wird.

An alle, welche Auskunft
über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen.

Kattsruhe , 20- Juni 1919 -
Gerichtsschreiierei

Bad . Amtsgerichts S . n .
N- 28. Konstanz. Das

Konkursverfahren über das
Vermögen des Schneiders
Albert Nenniug , früher in
Allmannsdorf wird nach
rechtskräftiger Bestätigung
des Zwangsvergleichs ge¬
mäß 8 ISO Abs . 1 K.O.
aufgehoben.

Konstanz, 1 . Juli 1919 .
Bad. Amtsgericht 2.

IM .BekanlitlnOllngen
Gemeindeverwaltung im

Schwarzwald sucht zum
sofortigen Eintritt

Gehilfin
die flott flenographiertnud stenotypiert und an
selbständiges Arbeite«
durch bisherige Bürotätig ,
keit gewöhnt ist.

Bewerbungen mit selbst¬
geschriebenem Lebenslauf ,
Angabe M der Gehaltsän -
sprüche Und Vorlage von
Zeugnissen bis 7 . Juli d . I .
einzureichen bei Exped- der
KarlsruherZ tg .unter G .665.

NWlMWWIW
des Forstamts Boundorf am
Dienstag, den IS . Juli 1919,
vormittags 8 ' /, Uhr in der
Sonne in Boundorf : Rund
5900Festmeter Nadel -Stämme
und Abschnitte sowie 2000
Stangen. N.252 .1

Auszüge durch das Forst,
amt erhältlich.

Kadischer
Gütertarif .Deutsche

Mechseltarife.
Im Warenverzeichnis de-

Ausnahmetarifs 1 für Holz
wird das Wort »Strohzelö
stoff " gestrichen . N.13

Karlsruhe , 1 . Juli 1919 .
Generaldirektio «

der Bad. Staatseiseubahueu.
Fortsetzung der öffenttiche»

Bersteigrrnng gegen Bar¬
zahlung : Fundsachen vom
1 . Vierteljahr 1919 und
unbestellbare Frachtgüter

darunter 1 Fahrrad mit
Metallbereifung am Frei-
tag de« 4. Juli l. I ., vor¬
mittags 8 Uhr und nachmit-
ttagS 2 Uhr beginnend ia
dem Versteigerungsraum
Karlsruhe Hauptbahnhof
Eingang Maxaubahnhof .
Das Fahrrad wird von
10 Uhr vormittags an auS-
geboten. N .4.2.1
Karlsruh , 1. Juli 1919.
Rechnuugsvureau der General¬

direktion der Badische»
Staatseiseubahueu.

WischerLebeiMlsilhekW
Ms WnseWeit MMls Allgemeine

MsNlglW-WIÄ.
Gewinn- nnd Verlustrechnung für 191S.

ü . Einnahmen. 4 4k
I . Überträge aus dem Vorjahre :

1 . Decküngskapital . . . . 28900501449
2 . SchwebendeVersicherungs-

fälle . 4362189 72
L. Uberschußrücklage . - . 2267736843

Zuwachs aus dem über -
schusse des Vorjahres . . 1149784439 z4. Sonstige Rücklagen und
Zurückstellungen . . . . 1021648561
Zuwachs aus dem Über-
schusse des Vorjahres . . 500000 — 33325890264

II . Beiträge für :
1 . Kapitalversicherungen auf

den Todesfall . 3099310538
3 . Kapitalversicherungen auf

den Lebensfall . . . . 75936 67
3. Rentenversicherungen . . 275 90
4. Sonstige Versicherungen . 16003232 3122935027

W . Kapitalerträge : 8
1 . Zinsen . . 1582443697
2. Mieten . 7771183 1590214880

IV . Gewinn aus Kapitalanlagen :
1. Kursgewinn . . . . . 50190 10
2 . Sonstiger Gewinn . . . 436156 39 48634649

V . Vergütung der Rückversicherer 15851841
VI . Sonstige Einnahmen . . . 31062525

ä8Ü34589186

8 . Ansgaben .
. 1. Zahlungen für unerledigte

Versicherungsfälle der Bor-
jahre : geleistet . . . . . 385862530

zurückgestellt . . . . 50356442 - 436218972
H Zahlungen für Versicherungs-

Verpflichtungen im Geschäfts-
jahr :
1. Kapitalverficherungen auf

den Todesfall : geleistet . 2286236678
zurückgestellt . 506737982 2792974660

2. Kapitalversicherungen auf
den Lebensfall : geleistet . 149200 —
zurückgestellt . . . . . 10600 — 159800—

8. Rentenversicherungen:
geleistet . . . . . . . 528413 —
zurückgestellt . 75784 70 60419770

4 . Sonstige Versicherungen:
geleistet . 1491987

Hl . Zahlungen für vorzeitig auf -
gelöste Versicherungen (Rück-
kauf) . 45778622

Übertrag . . 3352864011

4t 4t
Übertrag . . 3352864011

IV . Dividenden an Versicherter
aus Vorjahren : abgehoben . 62970 39
nicht abgehoben . 207425 15 27039604
aus dem Geschäftsjahr :
abgehoben . 819374k )8
nicht abgehoben . . . . . 107481 >3 830122911

V. Rückversicherungsbeiträgefür
1 . Kapitalversicherungen auf

130925 >9den Todesfall .
2. Sonstige Versicherungen . 42789 )9 17371448

VI . Steuern u . Verwaltungskosten
69325 iS1 . Steuern .

2. Verwaltungskosten u. Ver-
3237505tretergebühren . . . . 3168182 16 65

VII - Abschreibungen .
VIII . Buchmäßiger Kursverlust aus

40522

3560492

40

Kapitalanlagen . . . . . 82
IX . Deckungskapital am Schluß

des Geschäftsjahres für :
1. Kapitalversicherungen auf

290349252 )5
/

den Todesfall .
2 . Kapitalversicherungen auf

1830415 )3den Lebensfall . . . .
3- Rentenversicherungen . . 550288k 31

2982566494. Sonstige Versicherungen . 574093 13 22
X. überschußrücklage der Ver-

sicherten . 2004954542
XI . Sonstige Rücklagen und Zu-

S3S4010rückstellungen . 21
XII . Sonstige Ausgaben . . . 99952357

37831222903

v . Abschluß .

Gesamtausgaben . . . . . . . 378 312229 .03
. . . , 8033 662 .83

v. Verwendung des Überschusses.
Ln den Ruhegeldftock . . . . 4 120 000--
An die Überschußrücklage der Versicherten . . „ 7S1S662L3

4 ! 8033 662 .83

Dermögensüberficht ans 31 . De.!. ISIS

ü. Werle.
I . Grundbesitz. . . . 7^ .

4t 4t

1935000
S

II . Hypotheken . i 20442000259
III . Darlehen an Gemeinden ! 5418910373

«IV . Darlehen auf Wertpapiere . - 25524177
V . -Wertpapiere . . . . . .

VI . Vorauszahlungen und Dar¬
lehen auf Versicherungen

5773056610

§ 2427051659
VH . Guthaben bet Banken, Post

und anderen Versicherungs¬
unternehmungen . . . . . 235462861

VIII . Gestundete Anträge . . . 4910153 67
IX . Rückständige Zinsen u . Mie-

ten (einschl - 3444433 ^ 39 S .
ZinSteile) . 3863221 71

Übertrag . - 35392843477

4t 4t 4k
Übertrag . . 35392843477

X . Ausstände bei Vertretern :
aus dem Geschäftsjahr . . 119258044
noch in der Einlösungs -
frist laufende Beiträge . . . 1989264 78 318184523

XI . Barer Kaffenbestand . . - 11170853
XII . Haftungsdarlehen an ver-

sicherte Beamte . 19520
XIH . Sonstige Werte . . . . . 150749066

35874899923

8 . Verpflichtungen .
I . Allgemeine Rücklage . . 340889278

H . Deckungskapital für :
1. Kapitalversicherungen auf

den Todesfall . 29034925255
2 . Kapitalversicherungen auf

den Lebensfall . . . . 183041503
3. Rentenversicherungen . . 550288861
4- Sonstige Versicherungen . 57409303 29325664923

III . Rückstellung für schwebende
Versicherungsfälle (beim Dek-
kungskapital aufbewahrt ) . . 565732894

IV . überschußrücklage . 2004954543
V . Sonstige Rücklagen und Zu-

rückstellungen:
1 . Baustock . . . 200000
2 . Kriegsstock . . 453014683
3 . Rücklage für den Außen-

dienst . 200000
4- Sonderrücklage für die In -

validenversicherung - . - 57409 30
5- Rücklage für die Haftungs -

Versicherung . 1723620
6- Künftige Verwaltungs -

kosten . 196406 15
7- Unerhobene Rückvergü -

. tungen erloschener Versi -
cherungen . . 93108 09

8 - Unerhobene Dividenden . 314906 68
9- Angesammelte und gutge-

schriebene Dividenden . . 119081089 6800024
VI . Barsicherheiten . 17983113

VII . Sonstige Verpflichtungen:
1. Ruhegeldstock . 2203856
2. Friedrich-Luisenstiftung . 52364 59
3- Hinterlegungskaffe . . . 347423927
4. Nebenbetriebeder früheren

Bad . Leb .-Vers.-Ges - . . 13427271
5. TilgungsstockderHaftungs -

Versicherung <» . . . . 2846 57
6 . Verschiedene . 1049548495 1636306475

VIH . Überschuß . . . 803366283

358748999ZS

Karlsruhe , den 30 . Juni 1919 .

Ter Vorstand
Kimmig.
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